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1. Abstract 

Die Studie hat den Zustand der Beschäftigteninteressenvertretungen im Pflege- und Betreu-

ungsbereich untersucht. Im Fokus standen dabei sowohl die existierenden betrieblichen (Be-

triebsrat) wie überbetrieblichen Vertretungsstrukturen (Gewerkschaften, Arbeiterkammer). 

Zudem wurden auf der Grundlage bestehender arbeitspolitischer Problemlagen die Erwartun-

gen der Beschäftigten an die Interessenvertretungen dargestellt. Methodisch wurde mit Exper-

ten/-inneninterviews und Betriebsfallstudien gearbeitet.  

Die politische Entwicklung der Arbeiterkammer wird von wichtigen Interessenvertreter/-

innen in der Branche als außerordentlich positiv beurteilt. Diese haben in den letzten Jahren 

eine Hinwendung zu den Sozial- und Gesundheitsberufen vollzogen, was sich auch in der 

Arbeit der Vollversammlung widerspiegle. Verbesserungsmöglichkeiten werden allerdings 

bei der Verankerung des Themas auf Expert/-innenebene gesehen. Die Beschäftigten verwei-

sen vielfach auf positive Erfahrungen mit der Arbeiterkammer, diese beziehen sich allerdings 

häufig auf einen vorherigen Arbeitgeber oder auf das private Umfeld. An ihr wird geschätzt, 

dass sie eine betriebsunabhängige Ressource für Information und Unterstützung ist. Mitunter 

besteht jedoch die Erwartung an die Arbeiterkammer, konkret die Arbeitsbedingungen im 

Betrieb zu verbessern, ein Thema für das in erster Linie Betriebsrat und Gewerkschaft zustän-

dig sind. 

Viele ehrenamtliche Funktionäre der vier für die Vertretung dieser Berufsgruppen zuständi-

gen Teilgewerkschaften (GÖD, GdG, GPA-djp, vida) sind gleichzeitig in der ARGE Fach-

gruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe des ÖGB (ARGE-FGV) aktiv. Die 

Einbindung der Fachgruppenvereinigung in den Gesetzwerdungsprozess auf Bundesebene 

wird als funktionierend bezeichnet, die Ländergesetzgebung im Bereich der Sozialbetreu-

ungsberufe dagegen stark kritisiert. Mittelfristiges Ziel ist ein bundesweit einheitliches Gesetz 

ähnlich dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GUKG). Bei einer wesentlichen Aufga-

benstellung der Fachgruppenvereinigung, der Verbesserung der Arbeitsbedingungen, wird seit 

geraumer Zeit kein Fortschritt gesehen. Die einzelnen Gewerkschaften werden von den Funk-

tionären/-innen recht unterschiedlich beurteilt: An den Strukturen von GÖD und GdG wurde 

zum Teil deutliche Kritik geübt, während dies bei GPA-djp und vida nicht festgestellt werden 

konnte. Aus der Unzufriedenheit über die bestehenden gewerkschaftlichen Strukturen wird 

von manchen Interessenvertreter/-innen die Idee einer eigenen „Gesundheitsgewerkschaft“ 

vertreten, von der man sich eine Bündelung der Interessen der in diesem Bereich Beschäftig-

ten erwartet. Skepsis gegenüber dieser Idee kommt von Vertreter/-innen der Sozialbetreu-

ungsberufe, die in einer „Branchengewerkschaft“ eine Dominanz der statushohen Berufs-

gruppen erwarten würden. Die gewerkschaftlichen Organisationsgrade unterscheiden sich 

aufgrund unterschiedlicher institutioneller Traditionen, sind aber insgesamt betrachtet eher 

gering. So liegt der Organisationsgrad in den Heimen des Sozialhilfeverbands nach Aussagen 

der zuständigen Gewerkschafter/-innen bei durchschnittlich circa 25%, während er in den 

städtischen Pflegeheimen (als positiven Ausreißer) bei etwa 70% liegt. Die Rekrutierung von 
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Gewerkschaftsmitgliedern erfolgt – wie in anderen Branchen – vornehmlich über den Be-

triebsrat. Um die Verankerung des Betriebsrats unter den Beschäftigten zu stärken und die 

gewerkschaftlichen Organisationsgrade zu erhöhen, wurde im Berufsfeld begonnen, mit ei-

nem basisorientierten Gewerkschaftsansatz, dem so genannten „Organizing“, zu arbeiten. 

Getragen wird dieser Versuch von der ARGE Fachgruppenvereinigung des ÖGB. 

Es gibt im Pflege und Betreuungsbereich annähernd flächendeckend Betriebsratsstrukturen. 

Zu beachten ist aber, dass viele Körperschaften eine junge Geschichte haben und erst durch 

Ausgliederungen entstanden sind. Die Lage der Betriebsratskörperschaften in Krankenhäusern 

ist vergleichbar mit anderen Großbetrieben, in denen der/die Betriebsratsvorsitzende mit Frei-

stellung eine wichtige Rolle einnimmt. Dieser wird meist von der größten Berufsgruppe, der 

Pflege, gestellt. Die Betriebsratsarbeit in Pflegeheimen gestaltet sich schwierig: Aufgrund der 

Kleinheit der Einrichtungen gibt es keine Freistellung und die knappe Personalbemessung 

bedingt, dass betriebsrätliche Tätigkeiten durch Mehrarbeit der anderen Kollegen/-innen auf-

gefangen werden muss. Der Betriebsrat steht dabei unter einem starken Legitimationsdruck. 

Bei Anbietern mobiler Betreuung gilt den Beschäftigten der Betriebsrat/die Betriebsrätin im 

Team vor Ort als ihre eigentliche Vertretung. Gibt es eine solche nicht, wird dem Betriebsrat 

eher mit Distanz und Misstrauen begegnet. Für alle Bereiche des Berufsfelds kennzeichnend 

ist der starke Teamcharakter der Arbeit, was bedeutet das Forderungen der Beschäftigten häu-

fig als Gruppe an den Betriebsrat herangetragen, mitunter aber auch informelle Arrangements 

gegen Intervention von „Außen“ (durch den Betriebsrat) verteidigt werden. Als problematisch 

erscheint die Rolle der unteren/mittleren Vorgesetzten (Teamleitungen, Pflegedienstleitun-

gen), den bestehenden Problemdruck nicht gegenüber den übergeordneten Stellen kommuni-

zieren und im Betrieb mitunter offen gegen den Betriebsrat agieren. Der starke Gruppendruck 

kann zudem gewerkschaftlich engagierte Beschäftigte leicht zum „Außenseiter“ machen. 

Eine zentrale Frage, die Beschäftigte und ihre Vertretungen spaltet, ist jene des Berufsethos in 

den Pflege- und Betreuungsberufen. Viele Betriebsräte/-innen berichten davon, dass die hohe 

Identifikation der Beschäftigten mit ihrer Tätigkeit dazu führt, auf die eigenen Rechte als Ar-

beitnehmer/-innen zu vergessen und diese damit letztlich zur Perpetuierung einer unbefriedi-

genden Gesamtsituation beitragen. Tatsächlich ist die Sensibilität der befragten Arbeitneh-

mer/-innen – etwa gegenüber Arbeitszeitregelungen – vielfach eher gering und wichtiger als 

das Gesetz scheint die Respektierung bestimmter informeller Arrangements zu sein. Aller-

dings übten die Pfleger- und Betreuer/-innen scharfe Kritik an den Ökonomisierungstenden-

zen im Arbeitsalltag, welche ihr berufliches Ethos in Frage stellen. Es ist die Aufrechterhal-

tung bestimmter professioneller Standards, welche das Handeln der Beschäftigten bestimmt. 

Eine gewerkschaftliche Strategie, die sich darauf beschränkt, die Beschäftigten dazu zu brin-

gen, sich stärker als „Lohnarbeiter/-innen“ zu verhalten, muss vor diesem Hintergrund zu kurz 

greifen. Vielmehr gilt es die Alltagskritik der Beschäftigten aufzugreifen und daraus eine ar-

beitspolitische Strategie zu entwickeln. 
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Nicht zuletzt stehen Formen von Prekarität und die damit verbundene Unsicherheit einer Inte-

ressensartikulation entgegen. Prekäre Arbeitsverhältnisse in diesem Berufsfeld sind die Folge 

von einerseits einer Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung mit geringem Wochenstundenaus-

maßen, andererseits einer Tendenz zur De-Qualifizierung, mit der, der Sicht der Interessen-

vertreter/-innen ein disziplinierender Effekt verbunden ist. Hinzu kommt, dass die (überwie-

gend) weiblichen Beschäftigten meist stark lokal/regional gebunden sind und das individualis-

tische Handlungsmodell einer Verbesserung der Arbeitssituation durch Arbeitsplatzwechsel 

für diese nur eingeschränkt möglich ist.  

 

2. Methodisches 

Die Studie folgt einem qualitativen Forschungsansatz und unterteilt sich in zwei große Modu-

le. Modul eins besteht aus Experteninterviews mit wesentlichen interessenpolitischen Akteu-

ren/-innen im Feld der Pflege- und Betreuungsberufe. Zweck dieses Moduls war es, einen 

Überblick über die Vertretungslandschaft in Oberösterreich zu bekommen, wesentliche inte-

ressenpolitische Problemlagen herauszuarbeiten und Hinweise für vertiefende Fragestellungen 

auf betriebliche Ebene zu bekommen. Insgesamt wurden 13 Interviews mit Experten/-innen 

geführt. 

In Modul zwei wurde die Praxis der Interessenvertretung in Form von Betriebsfallstudien in 

den Mittelpunkt gerückt. Dafür wurden problemzentrierte Interviews mit Beschäftigten und 

Betriebsräte/-innen in ausgesuchten Krankenhäusern, Pflegeheimen und Einrichtungen mobi-

ler Dienste geführt. Der Vorteil des Fallstudienansatzes liegt darin begründet, dass betriebli-

che Kontextbedingungen in systematischer Weise berücksichtigt und die Perspektiven unter-

schiedlicher Akteure/-innen einbezogen werden können. Die Problemdefinitionen der Be-

triebsräte/-innen sollten mit den Wahrnehmungen „einfacher“ Beschäftigter kontrastiert wer-

den. Es wurden neun Betriebe besucht und dabei wurden insgesamt 27 Interviews geführt. Die 

sechs Fallstudien wurden mit drei Kurzfallstudien ergänzt, in denen nur ein Interview mit 

dem/der Betriebsratsvorsitzenden geführt wurde. Mit der Auswahl der Fälle wurde versucht, 

die Breite der Institutionenlandschaft abzubilden.  

Alle Interviews wurden aufgezeichnet und vollständig transkribiert. Die Interviewtexte wur-

den kodiert und systematisch vergleichend analysiert. Dabei kam unterstützend das Textana-

lyseprogramm MAXQDA zur Anwendung. 

Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse aus den Experten/-innengesprächen und aus 

den Betriebsfallstudien zusammenfassend dargestellt. Für eine Darstellung der Ergebnisse im 

Detail sei auf die Langfassung des Forschungsberichts verwiesen. 
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3. Studienergebnisse im Überblick 

3.1 Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 

Die Bezahlung wird im Verhältnis zu den Arbeitsbelastungen als nicht leistungsgerecht wahr-

genommen, aber die erste interessenpolitische Priorität gilt der Verbesserung der als schwie-

rig wahrgenommenen Arbeitsbedingungen – so könnte man versuchen, die Forschungsergeb-

nisse zu diesen Themenfeldern in einen Satz zusammen zu fassen. Die Schwere der Arbeits-

bedingungen ergibt sich dabei nicht in erster Linie aus der Tätigkeit an sich (Konfrontation 

mit Krankheit und Tod), sondern aus dem Ökonomisierungs- und Rationalisierungsdruck, 

dem – jeweils auf spezifische Weise – alle drei untersuchten Teilbereiche (Krankenhaus, 

Pflegeheim, mobile Dienste) unterworfen werden. Dieser Ökonomisierungsdruck hat zu einer 

massiven Arbeitsverdichtung geführt und stellt tendenziell das berufliche Ethos der Beschäf-

tigten in Frage. Dies äußert sich dies in Form von „moralischem Stress“, der selbst als psy-

chosoziale Arbeitsbelastung aufgefasst werden kann.  

Zudem berichten insbesondere die Altenbetreuer/-innen von einem diskriminierenden Mangel 

an Anerkennung in der allgemeinen Öffentlichkeit. 

 

3.1.1 Arbeitsverdichtung
1
 

Die Arbeitsverdichtung resultiert wesentlich aus zwei Faktoren: dem Mangel an Personal und 

den Bestrebungen zur Rationalisierung der Pflegetätigkeit. Dahinter steht ein steigender Öko-

nomisierungsdruck im Gesundheitswesen. In den Spitälern kommen Systeme zur Personal-

bemessung zur Anwendung, die auf so genannten „Pflegeminuten“ (allen Pflegetätigkeiten 

werden standardisiert bestimmte Zeitkontingente zugerechnet) basieren.
2
 Von den Inter-

viewpartner/-innen wird an dieser Berechnungsweise kritisiert, dass die für den Beruf zentrale 

„Emotionsarbeit“ keine Berücksichtigung findet. Hinzu kommt, dass in der Praxis häufig eine 

so genannte Strategie der „Personalanspannung“ Anwendung findet: Vom errechneten Perso-

nalaufwand auf Basis des vergangenen Jahres werden für das kommende Jahr nur 90% an 

Personaleinheiten genehmigt. Die Überlastung der Beschäftigten ist also systemisch bedingt. 

Als zentrales Moment bei der Intensivierung der Arbeit in den Krankenhäusern werden die 

Folgen des LKF- Punktesystems (leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierung) identifi-

ziert. Krankheiten werden jeweils eine bestimmte Zahl an Punkten zugewiesen und das Kran-

kenhaus wird über die Gesamtzahl der erreichten Punkte finanziert. Entscheidend ist nun, dass 

der „Gesamtkuchen“ an öffentlichen Budgets, der über das LKF-System verteilt wird, kon-

                                                        
1 Unter Arbeitsverdichtung ist eine Zunahme der pro Zeiteinheit geleisteten Arbeit zu verstehen. Dies kann die 

Folge von Arbeitszeitverkürzungen, veränderten Tätigkeitsmerkmalen oder Rationalisierung sein (Fuchs-

Henzritz et.al. 1995) 
2
 Diese Pflegepersonalregelungen (PPR) kommen in Oberösterreich sowohl in den öffentlichen als auch in den 

konfessionellen Krankenhäusern zur Anwendung. 
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stant bleibt und die Spitäler ihre „Leistungen“ anheben müssen, um ihren Finanzierungsanteil 

zu halten. 

 

 

 

 

 

Folge des LKF-Systems ist die Erhöhung des „Patientendurchlaufs“: Die Möglichkeiten zur 

kurzen Regeneration in der Arbeitszeit sind weitgehend verschwunden und es bleibt weniger 

Zeit, auf die Patienten/-innen individuell einzugehen. Zudem wird kritisiert, dass diese Finan-

zierungsweise auf einem Defizitansatz basiert und die gesellschaftlichen Folgekosten ausge-

blendet werden.  

In den Pflegeheimen gibt es diese Form der Rationalisierung nicht, da die Bewohner/-innen in 

aller Regel dort versterben. Der Druck auf die Arbeitsbedingungen ist trotzdem stark und ist 

im Wesentlichen eine Folge der Form der Personalbemessung. Es gibt einen landesgesetzli-

chen (Mindest-) Personalschlüssel, der in der oberösterreichischen Heimverordnung aus dem 

Jahr 1996 festgelegt ist (und seitdem nicht verändert wurde). Dieser Personalschlüssel wird 

durchgängig von den Betriebsräte/-innen in den Einrichtungen als veraltet kritisiert. Aufgrund 

der Veränderungen in der Bewohner/-innenstruktur (es kommen nur mehr hochaltrige Perso-

nen ins Heim, verbunden mit Krankheitsbildern wie Demenz und Multimorbidität), kam zu 

einer Vervielfachung der Belastungen, denen im Pflegeschlüssel nicht Rechnung getragen 

wird. Die Pflegestufen, auf denen der Personalschlüssel basiert, würden den tatsächlichen 

Pflegeaufwand häufig nicht wiedergeben.  

Der auf diese Weise errechnete Mindestpersonalbedarf unterliegt ständigen Schwankungen. 

In der Praxis ist es häufig so, dass der Mindestpersonalschlüssel als Obergrenze beim Perso-

nalstand wird und es deswegen in den Einrichtungen zu einem ständigen Auf- und Abbau von 

Personaleinheiten kommt. Aus den Fallstudien ergeben sich deutliche Hinweise, dass die Aus-

legung der Personalbemessung in den Heimen des Sozialhilfeverbands (im Vergleich zu den 

kommunalen Einrichtungen) besonders restriktiv ist. Ebenso scheint dort der Spardruck bei 

den Arbeitsmitteln stark zu sein. 

In der mobilen Betreuung gibt es die Tendenz zur Standardisierung der Pflegehandlungen 

durch zeitliche Vorgaben. Hinzu kommt eine zunehmende Kontrolle während der Arbeit 

durch elektronische Überwachungsmittel.
3
 Dies zusammengenommen führt dazu, dass die 

Beschäftigten das eigenständige Arbeiten, welches als wesentlicher Vorteil der mobilen Be-

                                                        
3 Dies hängt damit zusammen, dass in der Finanzierung der Einrichtungen die öffentliche Hand zwischen 
Fahrtzeiten und Klientenzeiten unterscheidet. 

„Generell ist der Trend in den letzten Jahren auch dahin gegangen, auch aufgrund des 

LKF-Systems, dass man die Leute möglichst rasch wieder aus dem Krankenhaus entlässt, 

sobald diese entschlaucht sind und gerade aus dem Bett können, werden sie nach Hause 

geschickt. Das heißt natürlich eine wahnsinnige Arbeitsverdichtung auf der Station. Ein 

wahnsinnig rascher Wechsel von den Patienten, also man lernt die Patienten kaum mehr 

kennen. Kaum denkst du, du hast sie da, sind sie eigentlich schon wieder weg. Man kann so 

gar nicht mehr eruieren, wo sind die pflegerischen Bedürfnisse, sondern es steht viel mehr 

das Medizinische im Vordergrund.“ Betriebsrätin Krankenhaus 
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treuung gesehen wird, in Frage gestellt sehen. Man arbeitet ständig mit der „Uhrzeit im Hin-

terkopf“, im (Gewissens-)Konflikt zwischen einer „effizienten“ Verwendung öffentlicher Gel-

der und dem Anspruch, den Patienten/-innen ausreichend Pflege und Zuwendung zukommen 

zu lassen. 

Zusätzlich zur Arbeitsverdichtung trägt der steigende Aufwand für die Dokumentation der 

Pflegetätigkeiten bei. Diese „Bürokratisierung“ widerspricht zudem dem Berufsverständnis 

der Beschäftigten und wird heftig kritisiert, auch wenn aufgrund rechtlicher Belange keine 

Alternative dazu gesehen wird.  

Handlungsempfehlung: 

Die bestehenden Steuerungsformen bei Personal- und Finanzierung im Gesundheitswesen 

sind im Hinblick auf deren Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen von den Interessenver-

tretungen kritisch zu thematisieren. Bei der Entwicklung von alternativen Konzepten kann auf 

das Wissen der im Berufsfeld tätigen Interessenvertreter/-innen zurückgegriffen werden. 

 

3.1.2 Arbeitszeit  

Die Arbeitszeitregelungen im Bereich der Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe, seien sie 

nun durch Gesetz, Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung festgeschrieben, enthalten 

weitreichende Flexibilisierungsmöglichkeiten. Die Praxis überschreitet häufig noch diese 

(weiten) Grenzen und die Kontrolle/Einhaltung des Arbeitszeitrechts ist ein wesentlicher Ge-

genstand der Arbeit der Betriebsräte/-innen. Insbesondere die so genannten Durchrechnungs-

zeiträume haben sich in der Praxis als problematisch erwiesen: Es gibt die Tendenz, Beschäf-

tigte unter ihrem vereinbarten Arbeitszeitausmaß einzuteilen und so einen Pool von jederzeit 

disponiblen Arbeitskräften zur Verfügung zu haben.  

 

 

 

 

Im Mittelpunkt der gewerkschaftlichen und betriebsrätlichen Aktivitäten beim Thema Ar-

beitszeit steht daher das Ringen um eine bessere Dienstplanstabilität. Vorschläge dafür sind 

etwa die Einführung von Rufbereitschaften oder eine finanzielle Abgeltung kurzfristiger Fle-

xibilitätsbereitschaft. Die gewerkschaftliche Position stößt dabei allerdings auf das Problem 

informeller Arrangements zwischen Arbeitnehmer/-innen und unmittelbaren Führungskräften, 

die auf der Basis von „Geben und Nehmen“ basieren, wie es die Beschäftigten in den Inter-

views nennen. Hinter vordergründig arbeitszeitbezogenen Konflikten steht zudem häufig eine 

zu geringe Personalzuteilung. 

„Wir haben sehr unregelmäßige Dienstpläne, unsere Dienstpläne sind nicht so gestaltet, 

dass ich jede Woche 25 [Stunden Anm.] habe, [...], sondern ich habe jetzt gerade einen Zyk-

lus von 38 Stunden hinter mir, d.h. innerhalb von vier Tagen 38 Stunden. Das macht sehr viel 

Spannung, dann hast du wieder lange frei, dann musst du dich wieder einarbeiten und einle-

sen, also das macht dem Personal schon sehr viel Druck, diese unregelmäßigen Dienstzei-

ten.“ Betriebsrätin Pflegeheim 
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Der hohe Anteil der Teilzeitbeschäftigung in der Altenarbeit (im Krankenhaus ist Vollzeit 

noch eher Normalität) wird im Berufsfeld kontrovers diskutiert. Gerade Beschäftigte in Pfle-

geheimen geben häufig an, aufgrund der Arbeitsbelastung keine Vollzeitanstellung anzustre-

ben. Auf die mobile Betreuung trifft dies weniger zu, hier werden von den Arbeitnehmer/-

innen häufig Vereinbarkeitsgründe angegeben. Hinzu kommt, dass es nach Einschätzung der 

Betriebsräte/-innen in diesem Bereich kaum möglich ist, eine Vollzeitanstellung zu bekom-

men. Vielmehr komme es zu einer Ausweitung prekärer Anstellungsverhältnisse mit Wochen-

stundenausmaßen von weniger als 20 Stunden.  

In den Fallstudien fanden sich vielfach Hinweise darauf, dass die Teilzeitbeschäftigten von 

den Einrichtungen als „Flexibilitätsreserve“ verwendet werden - auf Kosten der Planungsfä-

higkeit der Arbeitnehmer/-innen. Aus deren Perspektive besteht das Problem, dass die Flexi-

bilisierung der Arbeitszeit die Vorteile der Teilzeitlösung tendenziell aufhebt und neue Ver-

einbarkeitsproblematiken schafft. Dabei wird von den Arbeitgeber/-innen – bewusst oder un-

bewusst – auf traditionelle Geschlechterrollen und -verhältnisse zugegriffen. Die mit der Rol-

le als Hauptverantwortliche für Haushalt und Kindererziehung verbundene Flexibilität ist für 

die Erwerbsarbeit funktional.  

Handlungsempfehlung: 

Eine erste Forderung aus arbeitnehmerischer Sicht müsste „Teilzeit muss Teilzeit bleiben“ 

lauten. Die Beschäftigen brauchen planbare Arbeitszeiten. Eine wichtige Voraussetzung dafür 

ist eine bessere Personalbesetzung. Zudem ist die besondere Flexibilitätsbereitschaft der Be-

schäftigten finanziell abzugelten. In den Pflegeheimen ist eine Belastungsreduzierung not-

wendig, um diese Tätigkeit auch als Vollzeitarbeit attraktiv zu machen. In der mobilen Be-

treuung wird die Kombination von Arbeit im Pflegeheim und im mobilen Dienst (innerhalb 

der gleichen Organisation) als Möglichkeit angesehen, eine Vollzeitanstellung zu erlangen.  
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3.1.3 Entgelt 

In der Entgeltfrage ist zwischen prinzipieller Beurteilung nach Gerechtigkeitskriterien und der 

persönlichen Zufriedenheit zu unterscheiden. Während die Beschäftigten sich persönlich kei-

neswegs unzufrieden über ihr Einkommen äußern, wird es unter Kriterien der (Leistungs-) 

Gerechtigkeit kritisiert. Diese Einstellung hat eine Ursache darin, dass sich die Beschäftigten 

(insbesondere in der Altenarbeit) überwiegend als Zuverdienerinnen zum Familieneinkom-

men definieren und deshalb die Einkommenshöhe nicht die entscheidende Bewertungsgröße 

ist. Bei den Diplomkrankenpfleger/-innen, die mehrheitlich Vollzeit arbeiten, ist dies etwas 

anders. Es ist bemerkenswert, dass die besser verdienende (höher qualifizierte) Berufsgruppe 

in der Einkommensfrage tendenziell ein kritischeres Bewusstsein an den Tag legt. Die Beur-

teilung des Einkommens ist auch eine Frage der Vergleichsperspektive: Während sich ein 

männlicher junger Krankenpfleger mit den „Metallern“ vergleichen kann (und damit ein fi-

nanzieller Aufholbedarf gegeben ist), vergleicht sich eine ältere Altenbetreuerin vielleicht 

eher mit dem Einzelhandel, der Branche, in welcher sie zuvor gearbeitet hat (und so mit dem 

Wechsel in den Sozialbereich eine Verbesserung gelungen ist). Hier wird deutlich, wie die 

Sozialwirtschaft in ihrer Arbeitsmarktdynamik auf dem nach Geschlechtern segmentierten 

Arbeitsmarkt aufbaut. Allerdings scheint die Chance einer politischen Bewusstseinsbildung 

durchaus gegeben: Die Proteste der GdG 2011 wurden auch von den Beschäftigten in der Alt-

enbetreuung entschlossen unterstützt, auch wenn es dabei nicht nur um Lohnfragen, sondern 

auch um öffentliche Sichtbarkeit ging.  

Handlungsempfehlung: 

(Weitere) Öffentliche Mobilisierung kann dazu beitragen, das berufliche Selbstbewusstsein 

der Beschäftigten zu stärken. Es gilt aber, nicht nur Gehalts- sondern auch Arbeitszeit- und 

Leistungsfragen (Personalstand) zum Gegenstand der Mobilisierung zu machen. 

 

3.1.4 De-Qualifizierung 

Für das Berufsfeld der Sozialbetreuungsberufe, d.h. für die Altenarbeit, wird von den Interes-

senvertreter/-innen eine Tendenz zur De-Qualifizierung festgestellt. Mit den Heimhelfer/-

innen wurde in den Einrichtungen eine wenig qualifizierte Berufsgruppe de facto ohne Kom-

petenzen, was die Arbeit am Patienten/der Patientin betrifft, geschaffen. Dies hat aus der Sicht 

der Betriebsräte/-innen auch negative interessenpolitische Implikationen: Es werden Beschäf-

tigte geschaffen, die stark von ihrem Arbeitsplatz abhängig sind, da ihre Arbeitskraft bzw. 

Qualifikation am Arbeitsmarkt nur wenig gefragt sei.  
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In den Fallstudien konnte zudem festgestellt werden, dass sich mitunter geringe Qualifizie-

rung und arbeitsvertragliche Schlechterstellung (z.B. beim Kündigungsschutz) miteinander 

verbinden. In diesen Fällen kann daher mit Recht von prekären Beschäftigungsverhältnissen 

gesprochen werden.
4
  

 

 

 

Nicht bestätigt werden kann die Annahme, dass sich gering qualifizierte Berufsgruppen durch 

ein „instrumentaleres“ Arbeitsverständnis auszeichnen. Sie beziehen ihre berufliche Identifi-

kation vielmehr genauso aus der „Arbeit am Menschen“ und fühlen sich ungerechter Diskri-

minierung ausgesetzt. 

Handlungsempfehlung: 

Der Schaffung von benachteiligten Sondergruppen in den Einrichtungen ist entschieden ent-

gegenzutreten. Gerade die Randgruppen des Berufsfelds sind besonders schutzbedürftig und 

die Interessenvertretungen tun gut daran, spezifische Forderungen für diese zu entwickeln. 

 

3.2. Die Gewerkschaften im Feld der Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe 

Im Feld der Pflege- und Betreuungsberufe sind vier Teilgewerkschaften aktiv, die sich in Be-

zug auf Tradition und organisatorischer Stärke stark voneinander unterscheiden: GÖD, GdG, 

GPA-djp und vida. Damit verbunden sind Unterschiede beim Entgelt und bei den arbeitsrecht-

lichen Rahmenbedingungen – auch eine Folge der vielgestaltigen Institutionenlandschaft. In 

den Zuständigkeitsbereich der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) fallen die Beschäftig-

ten der öffentlichen Krankenhäuser und Pflegeheime, mit Ausnahme der kommunalen Ein-

richtungen, welche von der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten (GdG) organisiert wer-

den. Die GPA-djp organisiert den privaten (in der überwiegenden Mehrheit allerdings ge-

meinnützig orientierten) Sozial- und Gesundheitsbereich, und hier insbesondere die Trägeror-

ganisationen mobiler Dienste. Ein wesentlicher Unterschied zum öffentlichen Bereich ist, 

dass Kollektivverträge nach dem Modell der Privatwirtschaft ausgehandelt werden. Die Ge-

werkschaft vida ist für den Bereich der konfessionellen Spitäler- und Heime zuständig und 

verhandelt – als Besonderheit – einen nur für Oberösterreich gültigen Kollektivvertrag. Als 

Kooperationsstruktur zwischen den Teilgewerkschaften gibt es die ARGE Fachgruppenverei-

                                                        
4 Als prekär kann ein Beschäftigungsverhältnis dann gelten, „wenn es nicht dauerhaft oberhalb eines von 
der Gesellschaft definierten kulturellen Minimums existenzsichernd ist und deshalb bei den Möglichkeiten zur 
Entfaltung in der Arbeitstätigkeit, den sozialen Netzwerken, den politischen Partizipationschancen und der 
Fähigkeit zur Lebensplanung dauerhaft diskriminiert.“ (Dörre 2010) 

„Das sind die zwei Mechanismen: Einerseits, dass ich Mitarbeiter schaffe, die total abhän-

gig sind; und andererseits, dass ich damit die qualifizierten Berufsgruppen verdränge, weil 

sie einfach billiger sind.“ Fachgruppenvertreter 
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nigung für Gesundheits- und Sozialberufe (ARGE FGV) des ÖGB. Sie soll die Vertretung der 

spezifischen Interessen der in diesen Bereichen Beschäftigten garantieren.  

 

3.2.1 GÖD und GdG 

Innerhalb der Gewerkschaften des öffentlichen Bereichs nehmen sich die Pflege- und Betreu-

ungsberufe als relativ einflusslose Minderheiten wahr und wird deutliche Kritik an den ge-

werkschaftlichen Strukturen geübt. Hierarchische Delegiertensysteme, in denen die untere 

Ebene für die jeweils höhere Ebene delegiert, bewirken dass Vertreter/-innen des Berufsfelds 

in den innergewerkschaftlichen Gremien schlecht repräsentiert sind. Die Gehaltsverhandlun-

gen werden ohne einen Vertreter der Gesundheits- bzw. Sozialbetreuungsberufe im Verhand-

lungsteam geführt. Es gibt zudem die Wahrnehmung einer starken Fraktionsdominanz, die im 

interessenpolitischen Alltag immer wieder zu Konflikten führt. Hinzu kommt eine Unzufrie-

denheit, von der Öffentlichkeit als „Beamtengewerkschaft“ wahrgenommen zu werden. Der 

gewerkschaftliche Organisationsgrad liegt nach den Aussagen der zuständigen Gewerkschaf-

ter/-innen in den Landesspitälern durchschnittlich bei etwa 50%, in den Pflegeheimen der 

Sozialhilfeverbände dagegen nur bei durchschnittlich etwa 25%. Im Bereich der Gewerk-

schaft der Gemeindebediensteten ist der Organisationsgrad dagegen tendenziell hoch. Bei-

spielsweise liegt er in den Pflegeheimen der Stadt Linz durchschnittlich bei circa 70%. Es 

existiert hier eine dichte Vertretungsstruktur auf betrieblicher Ebene. Von besonderem Inte-

resse ist die Institution der gewerkschaftlichen Vertrauenspersonen, die gewissermaßen unter-

halb und neben der Betriebsratsebene agieren. Das gewerkschaftliche Erneuerungskonzept 

des „Organizing“, mit dem begonnen wurde, in diesem Berufsfeld zu arbeiten, greift die Idee 

auf, dass es neben dem Betriebsrat ein (eigenständiges) gewerkschaftliches „Standbein“ im 

Betrieb braucht (vgl. Abschnitt 3.2.5).  

Handlungsempfehlung: 

Die pflegerischen Berufsgruppen sollten innergewerkschaftlich stärker eingebunden werden. 

Der starke Einfluss der Fraktionen im gewerkschaftlichen Arbeitsalltag ist zu überdenken. 

Nach außen ist eine Gewerkschaftspolitik nötig, die den gesamten öffentlichen Sektor sichtbar 

macht. 

 

3.2.2 GPA-djp und vida 

Im Bereich der GPA-djp konnte keine manifeste Kritik an den gewerkschaftlichen Strukturen 

festgestellt werden. Es hat in jüngerer Zeit eine organisationsinterne Reform stattgefunden, 

deren Ergebnisse von den Interessenvertreter/-innen in der Sozialwirtschaft begrüßt werden. 

Die Gewerkschaft wird als funktionierende Vernetzungsstruktur für Betriebsräte/-innen er-

lebt. Es gibt auch offene Treffen, an denen Betriebsräte/-innen ohne gewerkschaftliche Funk-

tion teilnehmen können. Zudem spielen die Fraktionen im gewerkschaftlichen Alltag eine 

geringere Rolle. Hauptprobleme in der GPA-djp sind der überwiegend niedrige gewerkschaft-
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liche Organisationsgrad in den Einrichtungen (die Spannweite liegt zwischen 0 und 50 Pro-

zent) und die restriktiven finanziellen Rahmenbedingungen, die sich direkt auf die Kollektiv-

vertragspolitik auswirken. Denn zum einen, wurden Arbeitsbeziehungen nach industriellem 

Muster etabliert, bei denen sich Arbeitnehmer – und Arbeitgebervertreter/-innen gegenüber 

sitzen und verhandeln, auf der anderen Seite kommt die Finanzierung von der öffentlichen 

Hand, die Verhandlungsergebnisse häufig nicht (zur Gänze) anerkennt.  

 

 

 

 

 

An den Arbeitgebern im Sozial- und Gesundheitsbereich wird von den Gewerkschaften kriti-

siert, dass sie nicht selbstbewusst genug gegenüber der öffentlichen Hand auftreten. Zudem 

gibt es die Wahrnehmung einer Unterbietungskonkurrenz, die durch den Kampf um öffentli-

che Aufträge entsteht. Im Unterschied zum öffentlichen Bereich gibt es allerdings rund um die 

Verhandlungen zum BAGS-Kollektivvertrag (dem größten Kollektivvertrag in der Branche) 

regelmäßige Mobilisierung. Demonstrationen während der Arbeitszeit haben sich (aufgrund 

der Identifikation der Beschäftigten mit den Patienten/-innen vgl. Abschnitt 3.5) als nicht 

durchführbar erwiesen, weshalb nur nachmittags demonstriert wird. Die Herausforderung 

besteht also darin, die Beschäftigten davon zu überzeugen, in ihrer Freizeit für ihre Arbeitsin-

teressen einzustehen. Problematisch ist zudem, dass das kollektivvertragliche Rahmenrecht, 

insbesondere was die Arbeitszeiten betrifft, in der Praxis häufig unterlaufen wird. Die Be-

triebsräte/-innen haben auf die Teams vor Ort häufig keinen Zugriff und können die Einhal-

tung gesetzlicher/kollektivvertraglicher Normen nicht durchsetzen.  

Beim Kollektivvertrag der oberösterreichischen Ordensspitäler, den die Gewerkschaft vida 

verhandelt, besteht eine ähnliche Problematik: Zum einen gibt es durch die Finanzierung 

durch die öffentliche Hand, den Druck, sich an den Abschluss des öffentlichen Dienstes „an-

zulehnen“, zum anderen werden die kollektivvertraglichen Arbeitszeitbestimmungen für das 

Pflegepersonal in der Praxis häufig unterlaufen. Die Betriebsräte/-innen der Spitäler scheinen 

jedoch eine vergleichsweise gute Verankerung unter den Beschäftigten zu haben und inner-

halb der Gewerkschaft gibt es Spielräum für neue Ansätze von Gewerkschaftspolitik. Die vida 

hat als kleine Gewerkschaft allerdings nur beschränkte (personelle, finanzielle) Ressourcen 

zur Verfügung. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad in den der vida zugehörigen Ein-

richtungen, ist nach Aussagen der zuständigen Gewerkschaftssekretäre niedrig und liegt 

durchschnittlich zwischen 15 und 20%. 

 

„Da ist ein Markt geschaffen worden, wo aber die Regeln des Marktes nicht passen, ja, weil 

in der Altenpflege geht es nicht um Gewinne, sondern da geht es um Zuneigung […] es wur-

de künstlich von außen durch die Auslagerung an verschiedene Anbieter ein Markt geschaf-

fen[…]als Anbieter musst du natürlich schauen, dass du die Aufträge kriegst, und musst 

schauen, dass du möglichst billig bist, und dadurch ist die Gefahr eines Wettbewerbs nach 

unten da, […], und das geht am besten, indem man die Regeln bricht“  

Gewerkschaftssekretär 
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Handlungsempfehlung: 

Der Weg einer Gewerkschaftspolitik, die auf interne Partizipation und Herstellung von Öf-

fentlichkeit setzt, ist fortzusetzen und zu vertiefen. Inhaltlich wäre eine Erweiterung des ge-

werkschaftlichen Themenspektrums um arbeitspolitische Fragen anzudenken und Bündnisse 

mit Patienten/-innen bzw. Angehörigen zu forcieren. 

 

3.2.3 Die Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe (ARGE FGV) 

Die ARGE Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe bildet eine institutio-

nalisierte Kooperationsstruktur der Gewerkschaften im Rahmen des ÖGB, die gewährleisten 

soll, dass die spezifischen Problemlagen der Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe ge-

werkschaftlich vertreten werden. Sie wird von den Teilgewerkschaften nach der jeweiligen 

Anzahl ihrer Mitglieder in den Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufen finanziert. Es gibt 

sowohl auf Bundes-, wie auch auf Landesebene Gremien. Zumindest in Oberösterreich sind 

die meisten Funktionäre/-innen gleichzeitig Betriebsräte/-innen in der Branche. Die Fach-

gruppe arbeitet auf ehrenamtlicher Basis. Ihre wichtigsten Aufgaben sind zum einen die Mit-

arbeit bei der Ausgestaltung und Veränderung der (gesetzlich festgelegten) Berufsbilder, zum 

anderen für die Verbesserung der schwierigen Arbeitsbedingungen zu kämpfen. Bei letzterem 

Thema wird jedoch seit Jahren kein essentieller Fortschritt erlebt. Die Einbindung in Gesetz-

werdungsprozesse auf Bundesebene wird dagegen als funktionierend erlebt. Dies gilt aller-

dings nicht für die Landespolitik: Die Ausgestaltung der Berufsbilder der Sozialbetreuungsbe-

rufe wird von den Fachgruppenvertreter/-innen als De-Qualifizierungsprozess bewertet.  

 

 

 

 

Die Aushandlung des Entgelts und der arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen verbleibt in 

der Hoheit der Teilgewerkschaften. Die interessenpolitische Trennung in Arbeitszeit und Ent-

gelt einerseits und Arbeitsbedingungen andererseits erscheint als problematisch. In der Praxis 

kann diese auch nicht immer gezogen werden und es wird überschneidend gearbeitet. 

Von Seiten der Fachgruppenvereinigung besteht die Wahrnehmung einer starken Abhängig-

keit von den Teilgewerkschaften: Man empfindet sich als „Hilfsorgan“ derselben und könne 

politisch nur wenig bewegen. Lange Zeit wurde die Fachgruppe von den Gesundheitsberufen 

und deren Anliegen dominiert, aber hier wird (von den Vertreter/-innen der Sozialbetreuungs-

berufe) eine Verbesserung festgestellt: Es entwickle sich langsam eine Gleichberechtigung 

zwischen den Berufsgruppen. 

 

„Es ist sehr schwierig, den Gesundheits- und Sozialbereich politisch zu etablieren, weil ei-

gentlich im Prinzip keiner was damit zu tun haben will. Das ist kein Bereich, mit dem man 

sich besonders profilieren kann. Man hat keine Banken gerettet oder sonst irgendetwas, son-

dern es bezieht sich immer auf Kranke, Schwache, auf Randgruppen.“  

Fachgruppenvertreterin  
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Handlungsempfehlung: 

Die Fachgruppenvereinigung könnte sich zu einem Sprachrohr der Beschäftigten in den Sozi-

al- und Gesundheitsberufen entwickeln. Verstärkte Kooperationen mit der Arbeiterkammer 

wären anzudenken. 

 

3.2.4 Die Idee einer „Gesundheitsgewerkschaft“ 

Die Unzufriedenheit mit den bestehenden gewerkschaftlichen Strukturen, hat die Forderung 

nach einer eigenen „Gesundheitsgewerkschaft“ entstehen lassen, die in der Branche heftig 

diskutiert wird: Eine einzige Gewerkschaft soll künftig die Interessen der Beschäftigten dieser 

Branchen gegenüber Arbeitgeber und Öffentlichkeit vertreten. Davon erwartet man sich eine 

Bündelung der Interessen der Beschäftigten. Die derzeitige Aufteilung der Beschäftigten der 

Sozial- und Gesundheitsberufe auf vier Teilgewerkschaften wird von einem Teil der Interes-

senvertreter/-innen als Schwächung empfunden. 

 

 

 

 

 

Skepsis bis Ablehnung gegenüber der Idee einer „Gesundheitsgewerkschaft“ kommt aller-

dings von einigen Vertreter/-innen der Sozialbetreuungsberufe: Man erwarte in einer solchen 

Branchengewerkschaft eine Dominanz der statushohen Berufsgruppen (Ärzte, Diplomkran-

kenpflege) und damit potentiell eine Verschlechterung im Vergleich zur derzeitigen Situation. 

Zudem wird angemerkt, dass sich die Interessenposition der nicht pflegerischen Berufsgrup-

pen in den Einrichtungen ebenfalls verschlechtern könnte. Statt einer eigenen Gewerkschaft 

wird für eine (anlassbezogene) Solidarität zwischen den Berufsgruppen und Gewerkschaften 

plädiert. 

 

3.2.5 Strategien der Mitgliederbindung 

Die organisierten Arbeitsbeziehungen folgen in Österreich grundsätzlich dem Muster der „du-

alen Interessenvertretung“, d.h. einer formalen Trennung in betriebliche und überbetriebliche 

(gewerkschaftliche) Interessenvertretung. Faktisch besteht allerdings ein Verhältnis wechsel-

seitiger Angewiesenheit. In diesem System kommt dem Betriebsrat die entscheidende Rolle 

bei der Rekrutierung von Gewerkschaftsmitgliedern zu. Dies trifft auch auf den Pflege- und 

Betreuungsbereich zu: Der Betriebsrat gilt als das „Aushängeschild“ der Gewerkschaft im 

Betrieb. Nun ist es aber so, dass die Vertrauensbeziehung zwischen Betriebsrat und Beschäf-

tigten in vielen Einrichtungen tendenziell brüchig ist (vgl. Abschnitt 3.2.2). Betriebsräte/-

„Ich hätte lieber eine Gesundheitsgewerkschaft. Sage ich ganz offen und ehrlich. Wenn ich 

denke, ich glaube österreichweit sind das circa 300.000 Leute, die so in diesem Gesundheits-

bereich angesiedelt sind, und denke das wäre schon eine gute Sache, wenn die in einer Ge-

werkschaft beisammen wären. So sind wir in vier Gewerkschaften, in der vida, GdG, GÖD 

und GPA. Das ist natürlich nicht so einfach, diese Interessen dann zu vertreten.“ Betriebs-

rätin 
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innen trauen sich mitunter nicht, offensiv Gewerkschaftswerbung zu betreiben oder stoßen auf 

den offenen Widerstand der Beschäftigten. 

Wichtigstes Argument für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft sind die damit verbundenen Ser-

viceleistungen. Insbesondere die Berufshaftpflichtversicherung wurde in den Interviews im-

mer wieder als zugkräftiges Argument genannt. Besonders ausgeprägt ist die Service-

Orientierung bei der GdG, aber auch von den anderen Gewerkschaften wird diese Strategie 

verfolgt. Daneben wurde im Bereich der Sozial- und Gesundheitsberufe begonnen, mit alter-

nativen gewerkschaftlichen Ansätzen zu arbeiten, die unter dem Label „Organizing“ zusam-

mengefasst werden können. Träger ist die ARGE Fachgruppenvereinigung, die regelmäßig 

„Organizing“-Lehrgänge speziell für den Sozial- und Gesundheitsbereich anbietet. Der Kern 

dieses Ansatzes besteht in einer partiellen Abkehr vom stellvertretenden Vertretungsmodell 

hin zu einer stärkeren Selbstvertretung. 

 

 

 

 

 

Ursprünglich entwickelt für Betriebe ohne Betriebsrat wird diese Strategie im Gesundheits- 

und Sozialbereich angewandt, um den Rückhalt des Betriebsrats unter den Beschäftigten zu 

stärken. Ein zentrales Element dafür ist der systematische Aufbau von Kontaktpersonen über 

das Betriebsratsgremium hinaus. Zudem bekommt der Betriebsrat/die Betriebsrätin vor 

Ort/auf der Station eine größere Bedeutung. Der „Organizing“-Ansatz beinhaltet zudem eine 

schärfere Akzentuierung der unterschiedlichen Rollen von Betriebsrat und Gewerkschaft: Der 

Betriebsrat nimmt sich bewusst zurück und die Gewerkschaft wird im Betrieb präsenter. Zu-

dem muss der Betrieb nicht der einzige Ort gewerkschaftlicher Agitation bleiben, auch Besu-

che der Arbeitnehmer/-innen zuhause sind Teil des „Organizing“-Repertoires. Dies erscheint 

insbesondere im Bereich der mobilen Betreuung vielversprechend, als die Arbeitnehmer/-

innen dort kaum Zeit im „Betrieb“ verbringen. Für ein Resümee über die Erfolge dieses An-

satzes erscheint es noch zu früh, von wesentlichen Interessenvertreter/-innen der Branche 

wird er allerdings als zukunftsweisend angesehen. 

 

3.3 Herausforderungen für die Betriebsratsarbeit 

Einrichtungen ohne einen Betriebsrat sind im Feld der Krankenhäuser, Pflegeheime und den 

mobilen Diensten eher die Ausnahme. Gleichzeitig gibt es viele Einrichtungen mit einem ge-

ringen gewerkschaftlichen Organisationsgrad. So könnte man das Dilemma der Betriebsrats-

arbeit in diesen Bereichen kurz zusammenfassen.  

„Organizing mag ein neuerer Begriff sein. Aber im Grunde ist es das Thema, an dem wir 

schon Jahr und Tag überlegen. Wie schaffe ich es, Belegschaften mobilisierungsfähig zu 

machen? Da geht es mir jetzt nicht nur oder primär um die Gewerkschaftsmitgliedschaften, 

das ist natürlich wichtig. Aber der zentrale Punkt ist, wie kann ich Leute mobilisieren bzw. 

aktivieren. Wie kann ich Leute dazu bringen, wieder zu lernen aufzustehen, ein Rückgrat zu 

zeigen, für ihre Anliegen einzutreten.“ Gewerkschaftssekretär 
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3.3.1 Unterschiede zwischen Krankenhäusern, Pflegeheimen und mobilen Diensten 

Zwischen Spitälern, Pflegeheimen und den Trägerorganisationen der mobilen Dienste gibt es 

recht unterschiedliche Voraussetzungen für Betriebsratsarbeit. Spitäler sind Großorganisatio-

nen, weshalb der Betriebsrat Freistellungen für sich beanspruchen kann. Es gibt die übliche 

Trennung in Arbeiter- und Angestelltenbetriebsrat, wobei der Vorsitzende des Angestellten-

betriebsrats meist von der Pflege gestellt wird. Im Bereich der öffentlichen Spitäler, die zur 

gespag (Oberösterreichische Gesundheits- und Spitals AG) zusammengeschlossen wurden, 

gibt es zudem einen Zentralbetriebsrat (mit einem eigenen Mitarbeiter/-innenstab), welcher 

die Interessen der Beschäftigten auf Unternehmensebene vertritt. Der aktuelle Zentralbetriebs-

ratsvorsitzende hat seine beruflichen Wurzeln allerdings nicht in der Pflege, sondern in der 

Landesverwaltung. Es gibt eine starke Tendenz zur „Ausgliederung“ der in den Spitälern be-

schäftigten Arbeiter/-innen (z.B. Küche, Reinigung,…). Dadurch entstehen zwei Statusgrup-

pen innerhalb der Beschäftigten – mit häufig negativen Folgen für das Betriebsklima. Das 

Lohnniveau und vielfach auch die Leistungsqualität sinken.  

In den Pflegeheimen hat der Betriebsrat aufgrund der Kleinheit der Einrichtungen keine Frei-

stellung zur Verfügung.
5
 Hinzu kommt, dass aufgrund der restriktiven Personalbemessung das 

Ausüben von Betriebsratstätigkeiten während der Regelarbeitszeit faktisch häufig nicht mög-

lich ist. Die Betriebsräte/-innen stehen unter einem starken sozialen Druck seitens der Be-

schäftigten und laufen Gefahr, deren Unterstützung zu verlieren. Bedeutenden Einfluss übt 

zusätzlich die Politik der Trägerorganisationen gegenüber der Arbeitnehmermitbestimmung 

aus: In manchen Einrichtungen sind – entgegen dem Trend – Betriebsratssitzungen während 

der Dienstzeit durchaus möglich, in anderen gilt Betriebsratstätigkeit zumindest vollständig 

als Arbeitszeit, während in wieder anderen, diese überwiegend auf dem Engagement der Be-

schäftigten in ihrer Freizeit beruht. Es deutet vieles darauf hin, dass besonders in den Heimen 

der Sozialhilfeverbände in dieser Hinsicht ein restriktives Verständnis herrscht.  

In den mobilen Diensten stellt sich für die betriebliche Interessenvertretung die Herausforde-

rung, dass es keinen Betrieb im Sinne eines gemeinsamen Arbeitsorts der Beschäftigten gibt. 

Aufgrund der Gesamtgröße der Organisationen gibt es zwar häufig eine/-n freigestellte/-n 

Betriebsratsvorsitzende/-n, der/die jedoch keinen direkten Zugang zu den in den Regionen 

arbeitenden Mitarbeiter/-innen hat. Hinzu kommt, dass die Beschäftigten in diesem Bereich 

zu elektronischen Kommunikationsmitteln häufig ein distanziertes Verhältnis haben. Der Be-

triebsrat ist deshalb häufig dazu gezwungen, über den Umweg der Teamleitungen zu infor-

mieren, was aus der Perspektive der Beschäftigten problematisch ist. Vorgesetzte/-r und Be-

triebsrat werden so faktisch zum gleichen „Problemlösungskanal“. 

 

                                                        
5
 Die Größe von Pflegeheimen ist gesetzlich limitiert. In Ausnahmefällen vertritt eine Betriebsratsvorsitzende die 

Interessen mehrerer Heime, wodurch eine Freistellung möglich wird (Vgl. Langfassung S 76ff.) 
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3.3.2 Innerbetriebliche Arbeitsbeziehungen 

Die Beziehungen zwischen Betriebsrat und Management erscheinen – insbesondere in Pfle-

geheimen und Krankenhäusern – tendenziell als angespannt. In einem untersuchten Fall wird 

dies von den Betriebsräte/-innen in Zusammenhang mit einem negativen Wandel der Füh-

rungskultur und der Etablierung eines betriebswirtschaftlich orientierten Managements gese-

hen. Viele Betriebsräte/-innen fühlen sich nicht als innerbetrieblicher Sozialpartner anerkennt. 

Dies ist vermutlich auch damit in Zusammenhang zu sehen, dass Betriebsratskörperschaften 

in diesem Bereich häufig eine junge Geschichte haben – sie sind mit der Ausgliederung der 

Einrichtungen aus der Verwaltung entstanden. Die Betriebsräte/-innen müssen sich erst Gehör 

verschaffen und die Vorgesetzten müssen sich an eine Mitwirkung mit gesetzlich fest geleg-

ten Rechten „gewöhnen“. Es muss aber doch nachdenklich machen, dass in einem öffentlich-

keitsnahen Bereich mitunter von Tendenzen berichtet wird, die in die Nähe von Mobbing ge-

gen Betriebsräte/-innen gehen. Als besonders problematisch erweisen sich an diesem Punkt 

die speziellen beruflichen Hierarchien im Pflegebereich. Die meisten Konflikte bestehen mit 

den Vorgesetzten in der Pflege (Pflegedirektor/-innen, Pflegedienstleitungen), die u.a. mit der 

Erstellung der Dienstpläne betraut sind (und damit auch ein potentielles Druckmittel in ihren 

Händen haben). Ein Betriebsrat gilt diesen häufig als „Feindbild“ und dies wird auch gegen-

über den Beschäftigten kommuniziert. In Konflikten – so die Betriebsräte/-innen – werde mit-

unter auf persönlicher Ebene agiert. Bestehender Problemdruck wird nicht nach „oben“ an die 

zuständigen Instanzen weiterkommuniziert.  

 

 

 

Um dieser Dynamik entgegenzuwirken, haben manche Betriebsräte/-innen begonnen, eine 

strategische Politik gegenüber den Führungskräften in der Pflege zu entwickeln: Sie sollen 

lernen, den Betriebsrat nicht als Bedrohung, sondern als mögliche unterstützende Ressource 

in den Verhandlungen mit den übergeordneten Instanzen zu begreifen.  

Eine entscheidende Rolle in der Beziehung zwischen Betriebsrat und Beschäftigten spielt die 

Frage, ob es einen Betriebsrat/eine Betriebsrätin auf der Station bzw. im Team vor Ort gibt. 

Gibt es diese Vertretung vor Ort nicht, legen die Beschäftigten gegenüber dem Betriebsrat 

häufig eine distanziertere Haltung an den Tag. Dies hat auch mit dem starken Teamcharakter 

der Arbeit zu tun: Beschäftigte tragen Anliegen an den Betriebsrat häufig als Team vor bzw. 

(im negativen Fall) verweigern sich als Team einer bestimmten Betriebsratspolitik. Dies be-

deutet, dass der Betriebsrat die Bedürfnisse der Gruppe genau kennen muss, um eine erfolg-

reiche Politik machen zu können. In der mobilen Betreuung ist es de facto so, dass den Be-

schäftigten der Betriebsrat/die Betriebsrätin vor Ort als ihre eigentliche Vertretung gilt. In den 

Spitälern spielt dagegen auch die Person des/der Betriebsratsvorsitzenden eine wichtige Rolle. 

Nun ergibt sich aber in der Praxis häufig eine „Lücke“ zwischen der im Arbeitsverfassungs-

„Das Ganze wird dann gedämpft durch die Pflegedienstleitung, weil sie eben nicht hinter 

uns steht. Und so kommen wir halt nie zu dem, was wir fordern, also wir werden da prak-

tisch abgewürgt.“ Betriebsrätin Pflegeheim 
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gesetz festgelegten Anzahl der Betriebsratsmandate und der Zahl der Teams/Stationen. Genau 

an dieser Lücke setzt das „Organizing“- Konzept an (vgl. Abschnitt 3.2.5).  

 

 

 

 

 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass ein Betriebsrat für die Beschäftigten im Berufs-

feld der Pflege- und Betreuungsberufe keineswegs eine unhinterfragte Selbstverständlichkeit 

ist. Gerade in der Altenarbeit kommen viele Beschäftigte aus Unternehmen, in denen es kei-

nen Betriebsrat gab – es müssen also Erfahrungen und Lernprozesse mit Interessenvertretung 

möglich gemacht werden. Im Rahmen der Fallstudien wurden sowohl Betriebe vorgefunden, 

in denen der Betriebsrat sich als gut etabliert erlebt und dies auch in den Interviews mit Be-

schäftigten Bestätigung fand als auch Betriebe, in denen der Betriebsrat in dieser Hinsicht erst 

am Beginn steht. Insbesondere in den Pflegeheimen scheint der Ökonomisierungsdruck mit 

der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen gleichzeitig die Voraussetzungen für Interes-

sensartikulation zu unterminieren. Die Vertrauensbeziehung zu den Beschäftigten ist hier 

„systemimmanent“ prekär.  

Handlungsempfehlungen zur Betriebsratsarbeit: 

 Verbesserung der zeitlichen Rahmenbedingungen für Betriebsratsarbeit z.B. durch ei-

ne Berücksichtigung von Betriebsratszeit bei der Personalbemessung 

 Entwicklung einer interessenpolitischen Strategie gegenüber den unteren/mittleren 

Vorgesetzten mit dem Ziel, diese als Bündnispartner zu gewinnen. Diese darf aller-

dings nicht den direkten Kontakt mit den Beschäftigten ersetzen 

 Systematischer Aufbau von Kontaktpersonen in den Teams/Stationen vor Ort entspre-

chend dem „Organizing“-Modell. 

 Darüber hinausgehend sind demokratische Rechte für die Beschäftigten im Arbeitsall-

tag zu fordern. Modell dafür könnten Konzepte der innovativen Arbeitspolitik in der 

Industrie sein. 

 

3.4 Einstellungsmuster der Beschäftigten zur Interessenvertretung 

Die unterschiedlichen Rollen von Betriebsrat und Gewerkschaft im System der „dualen Inte-

ressenvertretung“ sind für die Beschäftigten häufig nicht verständlich. Dies wird dadurch un-

terstützt, dass der Betriebsrat gleichzeitig der höchste Gewerkschaftsrepräsentant im Betrieb 

ist und häufig auch an den Lohnverhandlungen teilnimmt. Bei jenen interviewten Beschäftig-

ten, die Gewerkschaftsmitglieder waren, beruhte dies vornehmlich auf der persönlichen Über-

zeugungskraft des Betriebsrats. Zumindest vordergründig paradox ist, dass jene Beschäftig-

„Warum ist der Betriebsrat wichtig? Ich denke, dass es darum geht, Stimmungen im Team 

aufzufangen, die zu spüren. Da sind wir wieder bei dieser anstrengenden, aufreibenden 

Arbeit, ja. Und das dann sortieren ein bisschen und weiter transportieren, wenn es nötig ist. 

Ich glaube, dass das unsere Aufgabe ist. Das Ziel sollte sein, dass wir keinen Betriebsrat 

brauchen, dass es einfach von oben her so fair abläuft, dass es allen gut geht. Das wäre 

mein eigentliches Ziel, aber das ist sehr hoch gesteckt.“ Betriebsrätin Pflegeheim 
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ten, die sich zum Thema Gewerkschaft kritisch äußerten und eine Mitgliedschaft dezidiert 

ablehnten, häufig eine unzureichende Vertretung der Interessen der Beschäftigten dieses Be-

reichs beklagten. Bei diesen Arbeitnehmer/-innen findet sich häufig ein kritischer Impuls, der 

sich derzeit gegen die Gewerkschaften wendet. Sie scheinen aber nicht prinzipiell antigewerk-

schaftlich eingestellt zu sein. Protestmaßnahmen werden von den Arbeitnehmer/-innen ten-

denziell begrüßt, allerdings scheint es wichtig, dass diese nicht ausschließlich Symbolcharak-

ter haben und der Effekt der eigenen Aktivitäten für die Beschäftigten erkenntlich wird. Ein 

überschießender Verbalradikalismus dürfte allerdings eher abschreckend wirken.  

Das (eher untergründige) Moment der Disziplinierung der Beschäftigten durch die Angst vor 

dem Verlust des Arbeitsplatzes ist aus der Sicht der Betriebsräte/-innen nicht zu unterschät-

zen. Besonders auf dem Land gibt es für die überwiegend weiblichen Beschäftigten auch nur 

wenig Alternativen. Diese sind meist durch Betreuungspflichten stark lokal gebunden, wes-

wegen das Modell einer überregionalen Arbeitsmarktflexibilität nur wenig Attraktivität hat.  

Vielfach findet sich unter den Arbeitnehmer/-innen eine Haltung, die ein starkes inhaltliches 

Interesse an der Tätigkeit mit einem relativen Desinteresse an den arbeitsrechtlichen Rah-

menbedingungen verbindet. Gegenüber übergeordneten Themen, welche die Gesamtorganisa-

tion bzw. eventuell eine gesamte Branche betreffen, besteht eine regelrechte Abwehrhaltung.  

 

 

 

 

Sie werden als „politisch“ und damit nicht dem eigenen Wirkungsfeld zugeordnet. Gleichzei-

tig werden die Bedingungen und die derzeitigen Verhältnisse, unter denen die Tätigkeit aus-

geübt werden muss, scharf kritisiert. Diese Kritik hat genau genommen einen eminent politi-

schen Charakter, weil sie die (schleichende) Ökonomisierung der Institutionen betrifft. Die 

Verbindung zwischen Veränderungen am Arbeitsplatz und genau den Themen, die als „poli-

tisch“ (ab-)qualifiziert werden, können die Beschäftigten allerdings nicht herstellen. Die Fra-

ge nach dem Verhältnis der Beschäftigten zu ihrer Tätigkeit ist jene des Berufsethos in Pflege 

und Betreuung, die interessenpolitisch kontrovers diskutiert wird. 

Handlungsempfehlungen: 

 Aufklärungskampagne über das Verhältnis von Betriebsrat und Gewerkschaft in der 

Interessenspolitik. Lernprozesse der Beschäftigten werden unterstützt, wenn die Ge-

werkschaft im betrieblichen Alltag sichtbarer wird. 

 Den Wohnort als „zweites Organisationszentrum“ (Oskar Negt) begreifen. Neben Be-

triebsversammlungen sind Foren zum Austausch der Beschäftigten auf loka-

ler/regionaler Ebene zu überlegen. 

„Ich bin froh, dass ich eine Arbeit habe und dass ich meine Arbeit machen kann und das 

ganze Ding rundherum um mich, sollen die machen, die dafür zuständig sind[…] mir ist es 

wichtiger ich kann bei den Leuten sein und ja, einfach arbeiten. Und das mit den ganzen 

Dokumentationen, die jetzt kommen, das ist etwas, das geht mir so gegen den Strich.“       

Diplomkrankenschwester in der Altenbetreuung 
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  Erweiterung der Interessenpolitik auf Fragen, die die (überwiegend weiblichen) Be-

schäftigten in ihrer Rolle als Hauptverantwortliche für Haushalt und Kindererziehung 

adressieren. 

 

3.5 Interessenpolitischer Umgang mit dem Themenfeld Berufsethos
6
 

Ein Forschungsergebnis ist, dass „moralischer Stress“ eine zentrale Quelle psychosozialer 

Arbeitsbelastung ist. Dieser hat seine Quelle in der Diskrepanz zwischen den eigenen berufli-

chen (Qualitäts-)Ansprüchen und Rahmenbedingungen, unter denen die Pflegetätigkeit statt-

finden muss. Die Beschäftigen reagieren auf den zunehmenden ökonomischen Druck nicht 

mit der Ausbildung einer stärker instrumentalen Arbeitsorientierung, sondern versuchen ihre 

berufsethischen Ansprüche aufrecht zu erhalten. Die paradoxe Konstellation ist, dass genau 

dieses eigensinnige Moment (sich der Tendenz zu widersetzen, Menschen als Objekte zu be-

handeln) eine wesentliche Qualitätsressource des Gesundheitswesens darstellt.  

 

 

 

 

 

 

Aus Sicht der Interessenvertreter/-innen stellt sich diese Konstellation nun so dar, dass die 

Beschäftigten aus Liebe zum Patienten auf ihre Rechte als Arbeitnehmer/-innen vergessen 

und durch dieses „Überengagement“ indirekt dazu beitragen, eine unbefriedigende Gesamtsi-

tuation aufrecht zu erhalten. Den Unternehmen gelänge es dadurch, Verantwortung auf die 

Arbeitnehmer/-innen abzuschieben. Als Antwort haben die Gewerkschaften begonnen, Stra-

tegien zu formulieren, die darauf abzielen, Arbeitgeberverantwortung wieder als solche kennt-

lich zu machen. Zum Beispiel in Form von so genannten Überlastungsanzeigen. In einem wei-

teren Sinn wird von einem Teil der Betriebsräte/-innen die Strategie forciert, bei den Beschäf-

tigten eine professionelle Dienstleistungsorientierung zu forcieren, welche sich stärker von 

den „Klienten/-innen“ abgrenzt. Gefordert wird eine „Industrialisierung“ der Interessensbe-

ziehungen gemäß dem Modell der Privatwirtschaft – mit einer Interessenauseinandersetzung 

um die Abgeltung relativ klar definierte (Arbeits-) Leistungen. Das für den Beruf konstitutive 

Ethos des Helfens erscheint als traditionalistisch und wird als „Helfersyndrom“ abgewertet. 

Gleichzeitig wird zugestanden, dass der Versuch bei den Beschäftigten, eine stärkere „Lohn-

arbeitsorientierung“ durchzusetzen, faktisch an Grenzen stößt. 

                                                        
6 Unter Berufsethos ist zu verstehen „die Gesamtheit der Wertvorstellungen und Erwartungen, mit denen die 

Angehörigen eines Berufes ihr berufliches Verhalten kontrollieren.“ (Fuchs-Heinritz et.al. 1995)  

„Einer, der in der Pflege und Betreuung arbeitet, wird keine gute Arbeit leisten, wenn er 

nicht selbst von sich selbst etwas beim Patienten dort lässt[…] Ob ich bei dem jetzt eine 

Körperpflege mache und der spürt, dass ich das mit Freude mache, der wird das ganz anders 

wahrnehmen, als wenn einer dabei ist, der sich sagt, das ist mir egal, wie es dem geht, ich 

will mein Cash haben am Monatsende[…]Und das ist einfach nichts mehr wert. Dass der 

Mitarbeiter sich selber da einbringen muss, seine Persönlichkeit mit einbringen muss, das ist 

einfach gar nichts wert.“ Betriebsrätin mobile Betreuung 
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Handlungsempfehlung: 

Eine differenzierte Position könnte versuchen, eine jedenfalls notwendige Stärkung des 

Rechtsbewusstseins der Arbeitnehmer/-innen mit einer Kritik an den Rationalisierungstenden-

zen in Pflege- und Betreuung zu verbinden. Schließlich liegt in der Alltagskritik der Beschäf-

tigten ein politisches Potential, an das die Interessenvertretungen bislang nur schwer an-

schlussfähig sind. Dies würde bedeuten, das gewerkschaftliche Handlungsfeld, das sich bis-

lang auf die Aushandlung von Entgelt- und arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen kon-

zentriert, um arbeitspolitische Themen zu erweitern.  

 

3.6 Die Arbeiterkammer im Pflege- und Betreuungsbereich 

Von den interviewten Experten/-innen wird für die jüngste Vergangenheit einhellig eine Hin-

wendung der Arbeiterkammer zu den Problemlagen der Pflege- und Betreuungsberufe festge-

stellt. Dies wird als eine sehr positive Entwicklung betrachtet. Vor einigen Jahren sei dies laut 

Experten/-innen noch völlig anders gewesen. Es bestand die Wahrnehmung, dass die Arbei-

terkammer den Sozial- und Gesundheitsbereich ignoriert – dies betraf sowohl die allgemeine 

interessenpolitische Ebene als auch die konkrete Unterstützung in spezifischen arbeits- und 

berufsrechtlichen Fragen.  

Der Arbeit der Vollversammlung, in der einige wichtige Vertreter/-innen des Berufsfelds als 

Kammerräte/-innen vertreten sind, wird als positiv erlebt. Die Tatsache, dass unabhängig von 

der Gewerkschaftszugehörigkeit zusammengearbeitet werden kann, wird als wesentlicher 

Vorteil der Arbeiterkammer angesehen. Der Forderung nach einer eigenen Pflegekammer 

stehen die Betriebsräte/-innen eindeutig ablehnend gegenüber. Man glaubt nicht, dass eine 

eigene Kammer für das Pflegepersonal viel bewirken könnte und es würde eine Schwächung 

der Arbeiterkammer bedeuten. Zudem besteht die Einschätzung, dass diese Forderung vor 

allem von den Pflegedirektoren/-innen lanciert wird und man hat die Befürchtung, dass diese 

dann auch in einer Pflegekammer das Sagen hätten. In den Beschäftigteninterviews konnten 

nur wenige Hinweise gefunden werden, dass diese Forderung eine wesentliche Unterstützung 

an der Basis genießt. Allerdings ist eine (eher latente) Wahrnehmung einer mangelnden Inte-

ressenvertretung weit verbreitet. Verbesserungsbedarf wird bei den Interessenvertreter/-innen 

allerdings noch bei der Verankerung des Gesundheits- und Pflegethemas auf Experten/-

innenebene gesehen. Angeregt wird etwa eine eigene Abteilung oder ein eigenes „Referat“ für 

diese Bereiche. 

Die interviewten Beschäftigten beziehen sich vielfach positiv auf die Arbeiterkammer, meist 

sind es aber Erfahrungen aus dem privaten Umfeld oder aus Arbeitsverhältnissen, die man vor 

dem Wechsel in den Sozial- bzw. Gesundheitsbereich gemacht hat. Folgerichtig findet man 

bei Arbeitnehmer/-innen, die ihr gesamtes Berufsleben in diesen Bereichen verbracht haben, 

mitunter auch überhaupt keine Assoziationen zu diesem Thema. Auch wenn viele Interviewte 

angegeben haben, die Arbeiterkammer noch nicht gebraucht zu haben, wird sie doch als In-

formationsquelle und potentieller Rückhalt geschätzt. Auffallend war hier, dass sich die Be-
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schäftigten nach eigenen Angaben eher direkt an die Arbeiterkammer, als an den Betriebsrat 

wenden würden. Man bevorzugt eine betriebsunabhängige Informationsquelle und schätzt die 

Arbeiterkammer als vertrauenswürdig ein. Das mangelnde Vertrauen gegenüber Betriebsrat 

(und Gewerkschaft) als Vertretungen vor Ort und die damit verbundenen hohen Erwartungen 

an die Arbeiterkammer können sich aber auch gegen diese wenden. Es wird nicht verstanden, 

dass es nicht unbedingt in der Macht der Arbeiterkammer liegt, die Arbeitsbedingungen in 

einem Betrieb (durch Intervention) unmittelbar zu verbessern bzw. dies eine Kernaufgabe von 

Betriebsräte/-innen und Gewerkschaften ist. Insofern scheint es auch eine Aufgabe der Arbei-

terkammer zu sein, auf die Notwendigkeit gewerkschaftlicher Organisierung hinzuweisen und 

gemeinsam mit den Gewerkschaften an konkreten betrieblichen Problemlösungen zu arbeiten. 

Handlungsempfehlungen: 

 Gemeinsames Auftreten von Gewerkschaften und Arbeiterkammer. Dies würde den 

Beschäftigten verdeutlichen, dass die Mitgliedschaft in der Arbeiterkammer nicht die 

Gewerkschaftsmitgliedschaft ersetzt. 

 Stärkung des Rechtsbewusstseins der Beschäftigten z.B. in Form von spezifischen auf 

das Berufsfeld abgestimmten Informationsmaterialien. 

 Die Frage der Personalbemessung in den Mittelpunkt der interessenpolitischen Arbeit 

der Arbeiterkammer stellen 

 Verstärkte Verankerung interessenpolitischer Fragen des Gesundheits- und Sozialbe-

reichs auf Experten/-innenebene 

 Konzepte für den Erhalt des öffentlichen Gesundheitswesens mit Strategien zur Ver-

besserung der Arbeitsbedingungen in diesen Bereichen systematisch verknüpfen. 
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